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SPD-Fraktion verleiht 
Otto-Wels-Preis für Demokratie
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Zum fünften Mal hat die SPD-Fraktion Ende März den Otto-Wels-Preis für Demokratie an acht junge Leute  
verliehen, die kreative Ideen zu dem Motto „Miteinander statt Ausgrenzung“ entwickelt haben. Der Preis erinnert 
an den Mut der 94 SPD-Reichstagsabgeordneten, vor 84 Jahren gegen das Ermächtigungsgesetz der National
sozialisten zu stimmen und an die damit verbundene berühmte Rede des Vorsitzenden der SPD-Reichstags- 
fraktion Otto Wels.

SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann sagte bei 
der Preisverleihung: „Mit seiner Rede hat Otto 
Wels uns allen eine bleibende Mahnung hinter
lassen: Demokratie ist nie selbstverständlich.“ 
Otto Wels gebe auch heute noch Mut, immer wie-
der für die Demokratie einzustehen und zu kämp-
fen. „Ich freue mich, dass für den Otto-Wels-Preis 
in diesem Jahr viele Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer Ideen eingebracht haben, wie dieser Mut 
praktisch umgesetzt werden kann“, bekräftigte 
Oppermann.

In einer Talk-Runde diskutierten Sineb El Masrar, 
Autorin und Journalistin mit marokkanischen 
Wurzeln, und der SPD-Parteivorsitzende Martin 
Schulz über die Notwendigkeit von Respekt für 
unsere Demokratie. Laut Sineb El Masrar müsse  
es darum gehen, Jugendlichen die Demokra-
tie so zu vermitteln, dass sie nicht auf einfache  
Lösungen hereinfallen.

Ausgezeichnete Beiträge für ein „Miteinander 
statt Ausgrenzung“
Die SPD-Fraktion hatte kreative Ideen unter dem 
Motto „Miteinander statt Ausgrenzung“ gesucht. 
Jugendliche und junge Erwachsene im Alter von 
16 bis 20 Jahren waren aufgerufen, zu drei Auf
gabenstellungen Vorschläge zu entwickeln. Ge-
fragt waren zum Beispiel Essays, Reden, Videos, 
Plakate, Illustrationen und Präsentationen.

Aus dutzenden Einsendungen aus dem gesamten  
Bundesgebiet wählte die Jury, bestehend aus 
SPD-Bundestagsabgeordneten, vier Beiträge aus, 
die mit dem Otto-Wels-Preis ausgezeichnet wur-
den. Neben einem ersten und zweiten Platz wur-
de der dritte Platz zweimal vergeben. Laudatorin 
der Preisverleihung war die Autorin, Moderatorin 
und ehemalige Fußballspielerin Shary Reeves.  
Die Geldpreise für die Gewinner haben die SPD- 
Bundestagsabgeordneten gestiftet. 

1. Platz: Ines Sadki aus Rheinland-Pfalz
Die 16-jährige Schülerin Ines Sadki erstellte zum 
Thema „Neues Miteinander“ ein Plakat. Es bildet 
zum einen die Situation von Menschen ab, die 
aufgrund von Krieg, Zerstörung und Bedrohung 
aus ihrer Heimat fliehen mussten. Auf der an-
deren Seite zeigt Sadki das Zusammenleben der 
Menschen in Deutschland. 

2. Platz: Jodie Mecke, Josephine Pöge und Selene 
Spreng aus Brandenburg
Jodie Mecke, Josephine Pöge und Selene Spreng 
reichten einen selbstgemachten Song mit einem 
Video zum Thema „Neues Miteinander“ mit dem 
Titel „Sich füreinander einsetzen und füreinander 
da sein“ ein. 

3. Platz: Vera Schiller aus Bayern
Mit dem Thema „Nein zu Hetze“ setzt sich das 
Plakat von Vera Schiller auseinander. Es blickt  
einerseits zurück in die nationalsozialistische Ge-
schichte, und andererseits stellt es die Errungen-
schaften des demokratischen Deutschlands vor 
und nach der Naziherrschaft gegenüber. 

3. Platz: Carina Kuhn, Lucie Rennstich und Philipp 
Treupel aus Baden-Württemberg
Ebenfalls mit dem dritten Platz ausgezeichnet 
wurde der Videofilm von Carina Kuhn, Lucie 
Rennstich und Philipp Treupel, die das Zabergäu 
Gymnasium in Brackenheim besuchen. Ihr Video 
befasst sich mit Vorurteilen, die entstehen, wenn 
nicht miteinander, sondern übereinander geredet 
wird. 

Bundestagsgebäude nach Otto Wels benannt
Der Deutsche Bundestag hat entschieden, dass 
sein Bürogebäude „Unter den Linden 50“ nach 
Otto Wels benannt wird. Er wird uns in seiner 
Standhaftigkeit und Haltung immer Vorbild 
sein. In seiner berühmten Rede am 23. März 1933  
begründete der SPD-Vorsitzende, warum seine 
Fraktion dem Ermächtigungsgesetz niemals zu-
stimmen werde; der berühmteste Satz lautete: 
„Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die 
Ehre nicht.

Fotos der Preisverleihung gibt es hier: 
spdfraktion.de/flickr
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Thomas Oppermann
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion

fraktion intern nr. 02 · 19.04.17 . editorial

Mein Standpunkt
.................................................... ..........................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

wir bringen diese Koalition ordentlich zu Ende – das ist mir wichtig. Aber  
so langsam stoßen wir an die ideologischen Grenzen unseres Koalitions-
partners. Das hat der Koalitionsausschuss Ende März deutlich gezeigt. 

Für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gibt es seit langem das 
Recht auf Teilzeit. Es gilt in Betrieben mit mindestens 15 Beschäftigten und 
hat sich bewährt. Was wir jetzt tun müssen, ist ein Rückkehrrecht einzu
führen. Wer das Recht hat, seinen Job auf Teilzeit zu reduzieren muss auch 
das Recht bekommen, zurück auf Vollzeit zu gehen. Das betrifft insbeson-
dere Mütter, die nach einigen Jahren in Teilzeit wieder mehr arbeiten wol-
len. Für viele aber gilt, einmal Teilzeit – immer Teilzeit. Das Rückkehrrecht 
ist also ein klarer Weg aus der Teilzeitfalle. Darauf haben wir uns mal mit 
unserem Koalitionspartner im Koalitionsvertrag geeinigt. Nun aber kann 
sich die Unionsfraktion dazu offenbar nicht mehr durchringen. Das Rück-
kehrrecht soll nach ihrem Willen nur in Unternehmen ab 200 Beschäftigten 
gelten. Das aber ist mit uns nicht zu machen. Viel zu viele Teilzeitbeschäf-
tigte säßen damit weiterhin in der Falle. 

Für die Unionsfraktion zählt immer noch ein veraltetes Familienbild: Der Mann arbeitet Vollzeit, 
die Frau hat höchstens einen Teilzeitjob, weil sie hauptverantwortlich zuständig für ihre Kinder und  
später für pflegebedürftige Angehörige ist. Mit der von Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig  
vorgestellten Familienzeit wollen wir dafür sorgen, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie  
steigt – und zwar für Frauen genauso wie für Männer. Unser Vorschlag: Wenn beide ihre Erwerbs- 
arbeit reduzieren – und sei es nur um einige Stunden in der Woche – bekommen sie zusammen  
300 Euro vom Staat, das heißt 150 Euro pro Partner. Wir unterstützen sie darin, dass sie sich der  
Doppelbelastung aus Job und Familie stellen. Das ist im Übrigen auch im Interesse der Arbeitgeber, 
denn es führt in Zeiten des Fachkräftemangels dazu, dass die Beschäftigten ihre Arbeit nicht auf- 
geben. Alle Seiten profitieren von neu gewonnener Flexibilität, wenn Familien arbeitsfreundlicher und  
die Arbeitswelt familienfreundlicher werden. 

Ohne Frage, wir haben viel erreicht in der Großen Koalition, aber es gibt immer noch Baustellen: die 
Managergehälter, die Solidarrente, eine wirksame Mietpreisbremse, gebührenfreie Kitas und Ganz
tagsschulen. Das alles sind wichtige Bausteine zur Modernisierung des Landes. Und eines ist klar:  
Was wir jetzt nicht mehr schaffen, nehmen wir uns für die nächste Legislaturperiode vor. 
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Viele Frauen ahnen, dass sie schlechter bezahlt werden als ihre männlichen Kollegen, auch wenn sie die gleiche  
Arbeit machen. Manchmal stellt sich zufällig heraus, dass die Bezahlung unterschiedlich ist. Das wird nicht nur  
als ungerecht empfunden – es ist ungerecht. Dabei steht seit 1949 im Grundgesetz: „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt“. Nur beim Lohn gilt das in der Praxis häufig nicht. 

Beschlossen: 
Gesetz für mehr Lohngerechtigkeit
.......................................................................................................       ................................      ................................................................................................................................................................................................................................................

Vor gut vier Wochen erinnerte die Equal-Pay-
Day-Kampagne zum zehnten Mal daran, dass 
Frauen im übertragenen Sinne bis Mitte März  
umsonst arbeiten, während Männer schon seit  
dem 1. Januar für ihre Arbeit bezahlt werden. 
Denn noch immer klafft eine Lohnlücke von bis zu 
21 Prozent zwischen Frauen und Männern.

Am 30. März hat der Bundestag endlich das Ge-
setz zur Förderung der Transparenz von Entgelt
strukturen – das sogenannte Lohngerechtigkeits-
gesetz – beschlossen. Damit wird ein weiteres  
wichtiges Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag  
umgesetzt. Dafür hatten die SPD-Bundestags-
fraktion und die Bundesfrauenministerin Manu- 
ela Schwesig (SPD) an der Seite von Gewerk
schaften und Frauenverbänden hart gekämpft.

Das Gesetz schreibt das Prinzip „gleicher Lohn für 
gleiche und gleichwertige Arbeit“ fest. Ziel des  
Gesetzes ist, mit größerer Transparenz bei den 
Löhnen zu erkennen, wo Frauen benachteiligt  

werden. Denn nur wer diese Ungerechtigkeiten kennt, kann sie auch beseitigen. Dadurch sollen  
Fähigkeiten und Kompetenzen ohne Diskriminierung bewertet, Gehälter auf Augenhöhe verhandelt 
und eine offene Unternehmenskultur gefördert werden.

Das regelt das Lohngerechtigkeitsgesetz:
Wenn eine Frau in einem Betrieb mit mehr als 200 Beschäftigten wissen möchte, nach welchen  
Kriterien sie bezahlt wird, dann muss der Arbeitgeber ihr jetzt dazu Auskunft geben. So erfährt sie, 
was sie im Vergleich zu ihren männlichen Kollegen verdient, die die gleiche oder eine gleichwertige 
Arbeit machen. Neben dem Grundgehalt werden auch zwei Entgeltbestandteile berücksichtigt, wie ein  
Firmenwagen, der auch privat genutzt werden darf. Selbstverständlich können Männer auf dem  
gleichen Weg in Erfahrung bringen, wie sie im Verhältnis zu ihren Kolleginnen entlohnt werden. Von 
diesem sogenannten Auskunftsanspruch können bis zu 14 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer profitieren. Außerdem macht es das Gesetz Betriebsräten leichter, Auskünfte zur Lohnstruktur 
einzuholen.

Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten sind aufgefordert, ihre Lohnstrukturen nach dem 
Prinzip „gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit“ regelmäßig zu überprüfen. Außerdem 
müssen Unternehmen dieser Größe, die nach dem Handelsgesetzbuch lageberichtspflichtig sind,  
regelmäßig über den Stand der Gleichstellung und der Entgeltgleichheit berichten. Die Berichte müssen 
dann öffentlich zugänglich sein.

Das Lohngerechtigkeitsgesetz ist ein notwendiger Schritt für einen faireren Arbeitsmarkt. Für die 
SPD-Fraktion bleibt es auch künftig das Ziel, dass alle Beschäftigten unabhängig von der Unter
nehmensgröße das individuelle Auskunftsrecht erhalten. Das Prüfverfahren zur Lohngerechtigkeit 
will die SPD-Fraktion verbindlich regeln sowie nur zertifizierte Verfahren zulassen. Zudem will sie  
Verbandsklagen ermöglichen, um Lohngleichheit durchsetzen zu können.
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Mutterschutzgesetz reformiert
.............................................................. ................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Älter als 60 Jahre ist das Mutterschutzgesetz, und es ist bisher kaum geändert worden. Unsere Gesellschaft und das  
Arbeitsleben haben sich jedoch stark verändert. Deshalb wird der Mutterschutz reformiert. Dazu hat der Bundes-
tag am 30. März Neuregelungen beim Mutterschutz beschlossen. Diese sollen ab 1. Januar 2018 in Kraft treten.

Schwangere und Mütter von Neugeborenen ge-
nießen in unserem Land einen besonderen Schutz. 
Im Kern heißt das: Sie dürfen sechs Wochen vor 
der Geburt und acht Wochen danach nicht ar-
beiten. Zudem besteht für sie ein viermonatiger  
Kündigungsschutz. Dabei soll es auch bleiben.  
Hinzugekommen sind neue Regelungen, die  
einem modernen Mutterschutz gerecht werden. 
Außerdem wird die Verordnung zum Schutze der 
Mütter am Arbeitsplatz in das Mutterschutz
gesetz integriert. Denn die gesonderte Regelung 
war nicht hinreichend bekannt und ist deshalb in 
der Praxis zu selten angewandt worden.

Für wen gilt der Mutterschutz?
Bisher galt der Mutterschutz für Arbeitnehmerin-
nen. Künftig gilt er auch für Schülerinnen, Aus-
zubildende, Praktikantinnen und Studentinnen, 
wenn die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf 
von Ausbildungsveranstaltungen vorgibt. Das ist 
gerecht und soll je nach Einzelfall flexibel ange-
wendet werden können. Für Bundesbeamtinnen, 
Bundesrichterinnen und Soldatinnen soll das glei-
che Mutterschutzniveau gelten, dies wird in einer 
gesonderten Verordnung geregelt.

Für wen gelten längere Mutterschutzzeiten?
Wenn eine Mutter ein Kind mit Behinderungen zur 
Welt bringt, dann verlängert sich für sie die Mut-
terschutzfrist von acht auf zwölf Wochen.

Was gilt nach einer Fehlgeburt?
Erleidet eine Frau nach der zwölften Schwanger-
schaftswoche eine Fehlgeburt, dann besteht für 
sie ein Kündigungsschutz von vier Monaten. Denn 
häufig brauchen Frauen nach einer Fehlgeburt viel 
Zeit zur gesundheitlichen Erholung und zur psychi-
schen Verarbeitung. Damit sich Frauen in dieser 

Situation nicht auch noch um ihren Job sorgen 
müssen, stehen sie unter Kündigungsschutz.

Gelten die bisherigen Beschäftigungsverbote 
weiter?
Bisher galt für Frauen, die in sogenannten gefähr-
deten Berufen arbeiten, zum Beispiel in einigen 
Gesundheitsberufen, ein vorsorgliches Beschäf-
tigungsverbot. Viele Frauen würden aber gern 
weiterarbeiten. Deshalb sieht das Gesetz vor,  
Arbeitsplätze gegebenenfalls umzugestalten, um 
Gesundheitsgefährdungen auszuschließen und 
den Frauen mehr Flexibilität zu ermöglichen.

Was gilt für Nachtarbeit und Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen?
Nachtarbeit bleibt für Schwangere verboten.  
Allerdings soll es in den Abendzeiten von 20:00 
bis 22:00 Uhr für Frauen möglich sein zu arbei-
ten, wenn sie dies selbst wollen. Zusätzlich muss 
dafür eine medizinische Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung vorliegen, alleine zu arbeiten ist  
ausgeschlossen und die Aufsichtsbehörde muss 
dies genehmigen.

Ebenso wird das Arbeitsverbot an Sonn- und 
Feiertagen gelockert. Bislang waren nur einige 
Branchen vom Verbot der Arbeit an Sonn- und 
Feiertagen ausgenommen: Gastronomieberufe 
und Krankenschwestern. Für Journalistinnen und 
Altenpflegerinnen galt dies jedoch nicht. Künf-
tig können Schwangere aller Branchen, in denen 
Sonntagsarbeit dazugehört, auf freiwilliger Basis 
am Sonntag arbeiten. Diese Zusage kann die Frau 
jederzeit zurückziehen. Außerdem gilt: Die Frau  
muss an einem anderen Tag frei bekommen.  
Zudem darf sie nicht allein sein bei der Sonntags-
arbeit.
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Viele Mütter und Väter kennen das: Die Suche  
nach einem guten Kitaplatz kann nervenauf
reibend sein. Und der Bedarf an Kitaplätzen steigt. 
Damit die Länder und Kommunen dem gerecht 
werden können, unterstützt der Bund sie dabei  
finanziell. 

Auf Grund der stei- 
genden Geburten
rate und der Flücht- 
lingssituation er-
höht sich der Be-
darf von Kindern 
mit einem Rechts-
anspruch auf öf-
fentlich geförderte 
Kinderbetreuung. 
Deshalb sind sich 
Bund und Länder 
einig, dass der Aus
bau der Kinderta
gesbetreuung  fort
gesetzt werden soll.  
Dazu hat der Bun-
destag am 23. März 
in 1. Lesung den  

Entwurf eines Gesetzes zum weiteren quantita-
tiven und qualitativen Ausbau der Kindertages
betreuung debattiert.
Mit dem Gesetz wird das Vierte Investitionspro-
gramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ für die 
Jahre 2017 bis 2020 gestartet. Ziel ist, 100.000 zu-
sätzliche Betreuungsplätze zu schaffen, und zwar 
nicht nur für unter Dreijährige, sondern auch für 
Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schul
eintritt. Für dieses Ausbauprogramm soll das im 
Jahr 2007 vom Bund eingerichtete Sondervermö-
gen um 1,126 Milliarden Euro aufgestockt werden. 
Davon sollen auch qualitative Aspekte vor allem 
bei der Gestaltung von Innen- und Außenräumen 
berücksichtigt werden. So können Investitionen 
gefördert werden, die der Bewegung, der Gesund-
heitsversorgung, der Inklusion oder der Familien
orientierung dienen. 
In dieser Legislaturperiode sind bereits durch das 
Dritte Investitionsprogramm 550 Millionen in den 
quantitativen Ausbau der Kinderbetreuung in-
vestiert worden. Zusätzlich erhalten die Länder 
durch den Wegfall des Betreuungsgeldes die frei 
werdenden Mittel in Höhe von rund 2 Milliarden 
Euro bis 2018 für den Bereich Kinderbetreuung.

fraktion intern nr. 02 · 19.04.17 · familien

100.000 zusätzliche Kita-Plätze
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Voll im Beruf sein, immer Leistung bringen und 
sich zugleich aufmerksam und liebevoll um die 
Kinder und vielleicht auch um die pflegebe-
dürftigen Angehörigen kümmern – dabei stoße  
man schnell an Grenzen, sagt SPD-Fraktionsvizin  
Carola Reimann. „Wir wollen, dass Familien auch 
in dieser Lebensphase gut leben können.“ 

Beide Elternteile sollen nach dem Modell der  
Familienarbeitszeit ihre Arbeitszeit auf jeweils 
36 bis 26 Stunden pro Woche reduzieren kön-
nen, um mehr Zeit mit ihren Kindern verbringen 
zu können. Finanziell sollen die Familien dabei 
mit dem sogenannten Familiengeld unterstützt 
werden. Pro Elternteil soll das Familiengeld 150 
Euro pro Monat betragen – also 300 Euro, wenn 
beide Elternteile ihre Arbeitszeit entsprechend 

reduzieren. Das Familiengeld soll maximal für 24  
Monate gezahlt werden. Auch allein- und ge-
trennterziehende Eltern sollen von der Familien-
arbeitszeit und dem Familiengeld profitieren.

Die Kombination aus Familienarbeitszeit und  
Familiengeld umfasst auch Familien, die kranke 
oder pflegebedürftige Angehörige pflegen. Zu-
nächst sollen pflegende Angehörige ihre Arbeits-
zeit für drei Monate teilweise reduzieren oder sich 
vollständig freistellen lassen können. Dafür erhal-
ten sie eine Lohnersatzleistung. Danach besteht 
die Möglichkeit, dass pflegende Angehörige bis zu 
24 Monate ihre Arbeitszeit auf 36 bis 26 Stunden 
reduzieren können und dafür das Familiengeld in 
Höhe von 150 Euro erhalten.

Die SPD-Fraktion will Familien umfassend unterstützen. Dabei hat sie vor allem Familien mit kleinen Kindern und 
Familien, die Angehörige pflegen, im Blick. Die sozialdemokratischen Abgeordneten hatten dazu bereits im Januar 
ihr Positionspapier „Gute Zeiten für Familie“ beschlossen, das eine Familienarbeitszeit vorsieht. Dieses Konzept 
haben sie nun mit Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) weiterentwickelt. 

Eltern mit kleinen Kindern 
und pflegende Angehörige entlasten
.....................     .............      .......................................     .........................     .............................................................................................................................................................................................................................................................................

Quelle: Stat. Bundesamt Stand jeweils 1.3. oder *15.3.

*2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

In der Kita
So viel Prozent der Kinder unter drei Jahren werden 
in einer Kindertageseinrichtung, von einer Tages­
mutter oder einem Tagesvater betreut:
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Je zur Hälfte bei Mama und Papa wohnen
   ..........................................................................................................................................     ..................................................................................................................................................................................................................................................

Dichter und höher bauen in der Stadt
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

	 Mara und Julius müssen für die nächsten drei Tage packen. Bis Mittwoch schlafen sie immer bei  
ihrem Vater und von Donnerstag bis Sonntag bei ihrer Mutter. Das wird als Wechselmodell bezeichnet. 
Bislang ist dieses in Deutschland – anders als in Ländern wie Frankreich, Spanien, USA und Australien –  
nicht gesetzlich verankert. Im Oktober 2015 beschloss der Europarat zwar eine Resolution zur „Gleichheit 
und gemeinsamen elterlichen Verantwortung“. Aber Deutschland hat diese noch nicht umgesetzt.

	 Am 27. Februar hatte der Bundesgerichtshof (BGH) sein Urteil vom 1. Februar 2017 veröffentlicht: Ein  
Vater aus Nürnberg hatte geklagt, weil er seinen Sohn (13 Jahre), der bis dahin bei der Mutter lebte, nicht 
nur alle 14 Tage am Wochenende betreuen wollte. Der Vater klagte bis zum BGH. Dieser verwies die  
Sache zur erneuten Behandlung und Entscheidung zurück an das bereits befasste Oberlandesgericht. 
Das Urteil stellt fest, dass die Anordnung des Wechselmodells zur Betreuung des Kindes auch gegen 
den Willen eines Elternteils möglich ist, wenn dies zum Wohle des Kindes beiträgt. 

	 Es ist eine Abkehr vom Leitbild des Residenzmodells festzustellen. Dabei wohnt das Kind hauptsäch-
lich bei einem Elternteil und besucht den anderen Elternteil regelmäßig. Aber heute wollen Frauen  
arbeiten und Männer ihren Kindern ein anwesender Vater sein. Dennoch gilt: Jede Familie ist  
anders, jede Trennung individuell, weshalb es auch im Recht kein alleingültiges Modell geben kann.  
Die SPD-Fraktion hat am 7. März 2017 ihr Positionspapier „Wechselmodell“ beschlossen. Darin fordert  
sie, eine Rechtsgrundlage im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) zu schaffen, auf deren Basis das Wechsel
modell nach eingehender Einzelfallprüfung und im Sinne des Kindes mit den Eltern vereinbart  
oder angeordnet werden kann. An erster Stelle soll für die Gerichte immer das Kindeswohl stehen.  
Eine Pflicht zur Anordnung eines „bestimmten Modells“ lehnt die SPD-Fraktion ab. Zum Wohle der  
Kinder sollten beide Eltern an der Kindererziehung beteiligt sein können, ohne dass der andere  
Elternteil finanzielle Nachteile hat. In diesem Zusammenhang hält die SPD-Fraktion an ihrer Forderung  
nach einem Umgangsmehrbedarf für Eltern fest, die Hartz IV beziehen.

	 Immer mehr Menschen wollen in Städten leben. Dadurch wird der 
Wohnraum und vor allem bezahlbarer Wohnraum in vielen Städten 
und Ballungsräumen knapper. Deshalb müssen viele Städte wach-
sen und Wohnraum schaffen, den sich die Menschen auch leisten  
können.

	 Dazu hat der Bundestag am 9. März 2017 einen entsprechenden  
Gesetzentwurf beschlossen. Damit wird im Baugesetzbuch unter  
anderem eine neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete“ einge-
führt. Das „Urbane Gebiet“ soll das Miteinander von Wohnen und 
Arbeiten in den Innenstädten erleichtern, und es schafft neue Mög-
lichkeiten für den Wohnungsbau. Dort darf dichter und höher gebaut 
werden als in den herkömmlichen Mischgebieten: Künftig dürfen 
nicht nur 60 Prozent eines innerstädtischen Grundstücks bebaut 
werden, sondern 80 Prozent. Zudem sind mehr Stockwerke möglich, 
und es darf etwas lauter sein, auch abends oder am Wochenende. 

	 Darüber hinaus wird mit dem neuen Baugesetzbuch das Bauen in stark verdichteten städtischen  
Gebieten leichter und schneller gehen. Das Gesetz greift weitere städtebauliche Anliegen auf: So  
werden unter anderem Rechtsunsicherheiten für Ferienwohnungsbetreiber und Kommunen in  
Zusammenhang mit der Genehmigung vor allem in reinen und allgemeinen Wohngebieten beseitigt  
und die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten ausgeweitet. Auf diese Weise wird verhindert, 
dass Wohnraum vor Ort dem Markt entzogen wird. Auch gegen kaum genutzte Zweitwohnungen,  
sogenannte Rollladensiedlungen, können Kommunen künftig besser vorgehen.
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Ehe für alle
....................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Rehabilitierung Homosexueller
....................................................................     ...........................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Immer noch darf er ihn nicht heiraten und sie nicht sie. Homosexuelle Paare können in Deutschland keine Ehe, 
sondern seit 2001 nur eine Lebenspartnerschaft miteinander eingehen. Die SPD-Fraktion will das seit vielen  
Jahren ändern und fordert die Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare.

Im Koalitionsvertrag von Union und Sozialdemo-
kraten steht dazu: „Rechtliche Regelungen, die 
gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften 
schlechter stellen, werden wir beseitigen.“ Of
fensichtlich interpretieren die CDU/CSU-Fraktion 
und auch Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
diesen Satz anders als die SPD-Fraktion. Sie ver
hindern die Ehe für alle. Die SPD-Fraktion hat 
kontinuierlich daran gearbeitet, ihren Koalitions-
partner davon zu überzeugen, die Ehe für alle zu 
öffnen. „Wenn es keine Gleichstellung gibt, dann 
ist das Diskriminierung“, stellt der Beauftrag-
te für die Belange von Lesben und Schwulen der 
SPD-Bundestagsfraktion, Johannes Kahrs, fest. 
Und auch die Mehrheit der Bevölkerung ist dafür: 
Anfang dieses Jahres hatte die Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes eine 
repräsentative Studie ver-
öffentlicht, nach der 83 Pro-
zent der Befragten wollen, 
dass eine Ehe zwischen zwei 
Männern oder zwischen zwei 
Frauen möglich sein soll.

Die SPD-Fraktion hat einen 
Gesetzentwurf zur Öffnung 
der Ehe am 28. März beschlos-
sen. Der Gesetzentwurf der 

SPD-Fraktion sieht eine Änderung im Bürgerli
chen Gesetzbuch vor. Dort soll im Paragraph 1353  
künftig stehen: „Die Ehe wird zwischen zwei  
Personen gleichen oder verschiedenen Ge-
schlechts auf Lebenszeit geschlossen.“ Damit  
erlangen schwule oder lesbische Ehepaare auch 
das volle Adoptionsrecht. Das heißt: Sie können 
endlich gemeinsam Kinder adoptieren. 

Paare, die bereits eine Lebenspartnerschaft einge-
gangen sind, können bei den Standesämtern ihre 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe umschreiben  
lassen. Dies erfolgt dann rückwirkend ab dem  
Datum, an dem die Lebenspartnerschaft geschlos-
sen wurde. Das ist wichtig für die Stichtage zur 
Berechnung des Versorgungs- oder Zugewinnaus-
gleichs bei einer eventuellen Scheidung. Nach 
Inkrafttreten des Gesetzes sollen keine neuen  
Lebenspartnerschaften mehr eingegangen wer-
den können. Lebenspartner, die keine Ehe einge-
hen wollen, führen ihre Lebenspartnerschaft fort.

Übrigens gilt mittlerweile allein in 14 europä-
ischen Ländern die Ehe für alle. Darunter sind 
auch katholisch geprägte Gesellschaften wie in 
Spanien oder Portugal. Dort dürfen homosexuel-
le Paare heiraten. Es wird Zeit, dass Deutschland 
nicht mehr hinterherhinkt.

Der Entwurf sieht vor, strafgerichtliche Urteile 
wegen einvernehmlicher homosexueller Hand-
lungen, die in der Nachkriegszeit in der Bundes
republik Deutschland oder der DDR ergangen 
sind, pauschal durch Gesetz aufzuheben. Nach 
Aufhebung der Urteile steht den Betroffenen ein 
pauschalierter Entschädigungsbetrag zu.

„Die Besonderheit der Verurteilungen nach Para-
graf 175 StGB besteht darin, dass das strafrecht-
lich sanktionierte Verhalten ausschließlich an die  
sexuelle Orientierung der Betroffenen anknüpf
te“, erklärt SPD-Fraktionsvizin Eva Högl. Deshalb  

seien diese Verurteilungen nach heutigem Ver-
ständnis grob verfassungswidrig. Gleichwohl 
mussten die Betroffenen jahrzehntelang mit dem 
Makel einer strafrechtlichen Verurteilung leben. 

Der rechtspolitische Sprecher der SPD-Fraktion  
Johannes Fechner sagt: „Wir haben uns seit  
langem für die längst überfällige Rehabilitierung 
der Betroffenen eingesetzt. Deswegen freuen wir 
uns, dass unser Koalitionspartner nach langen 
und schwierigen Verhandlungen seine Blockade-
haltung aufgegeben hat“.

Das Bundeskabinett hat am 22. März den von Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) vorgelegten Gesetzentwurf 
zur Rehabilitierung und Entschädigung der aufgrund des früheren Paragrafen 175 des Strafgesetzbuches (StGB) 
verurteilten Personen beschlossen. 
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Unter den vielen Menschen, die 2015 und auch davor nach Deutschland gekommen sind, sind viele,  
deren Asylgesuch abgelehnt wurde. Mit der bestandskräftigen Ablehnung ihres Asylantrags und der 
Feststellung, dass keine Abschiebungsverbote bestehen, müssen sie Deutschland auch wieder verlassen.

Der Bundestag hat nun einen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung beraten, mit dem Regelungen 
ermöglicht werden sollen, die Ausreisepflicht 
abgelehnter Asylsuchender schneller und kon-
sequenter umzusetzen. Das gilt gerade mit Blick 
auf solche Ausreisepflichtigen, von denen eine 
Gefahr für die Sicherheit ausgeht. Deshalb soll das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) 
weitere Befugnisse erhalten, um die Identität von 
Asylsuchenden festzustellen, wenn Antragsteller 
keine gültigen Ausweispapiere vorlegen.
Das Bamf soll künftig – bei Vorliegen strenger 
rechtsstaatlicher Voraussetzungen – vor allem 
Mobiltelefone herausverlangen und auswerten 
können, um die Identität des Ausländers festzu-
stellen, wenn das nicht durch andere, mildere Mit-
tel möglich ist.
Die Vorlage sieht zudem Regeln für eine schärfere 
Überwachung von sogenannten ausreisepflichti-
gen Gefährdern vor. Sie sollen künftig verpflichtet 
werden können, eine „elektronische Fußfessel“ zu 

tragen und können auch leichter in Abschiebehaft 
genommen werden.
Diese Haft bei gefährlichen Ausreisepflichtigen 
soll dem Gesetzentwurf zufolge auch dann zuläs-
sig sein, wenn die Abschiebung nicht absehbar in-
nerhalb von drei Monaten vollzogen werden kann. 
Das ist bei fehlenden Reisepapieren noch immer 
häufig der Fall.
Schließlich wird klargestellt, dass das Bamf nach 
einer Einzelfallabwägung Daten, vor allem aus 
medizinischen Attesten, auch zur Abwehr von 
Gefahren für Leib oder Leben des Asylbewerbers 
oder von Dritten an die zuständigen Behörden 
übermitteln darf. Der islamistisch motivierte 
Sprengstoffanschlag von Ansbach am 24. Juli 2016 
hat deutlich gemacht, dass es einer solchen ge-
setzlichen Klarstellung bedarf.
Der Gesetzentwurf fußt auf einer Einigung der 
Bundesminister Maas (SPD) und de Maiziere (CDU) 
nach dem Anschlag in Berlin vom 19. Dezember 
2016.

Damit können künftig auch Hauseigentümerin
nen und -eigentümer sowie Mieterinnen und 
Mieter, die weniger als 2000 Euro in Sicherheit 
investieren wollen, eine Förderung erhalten. Ab  
sofort kann die KfW auch kleinere Investitions
summen in die Sicherheit ihrer Häuser und  
Wohnungen fördern. Zuschüsse können nun be-
reits ab einer Investition von 500 Euro beantragt 
werden. Das erhöht die Attraktivität des Förder-
programms vor allem für Mieter deutlich und ist 
ein wichtiger Schritt, um eine flächendeckende 
Sicherung von Wohnungen zu erreichen.
Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, 
sagt: „Der Einbruch in die eigenen vier Wände 
stellt für die Opfer eine enorme Belastung dar.  
Der Eingriff in den persönlichen Lebensbereich 
beeinträchtigt das Sicherheitsgefühl nachhaltig.  
Es ist nachgewiesen, dass viele Wohnungsein-
brüche durch präventive Maßnahmen verhindert 
werden können. Deshalb wird das Programm  
weiter verbessert.“
Die SPD-Bundestagsfraktion hatte in den Haus- 
haltsberatungen durchgesetzt, das KfW-Pro-
gramm um 10 Millionen zu erhöhen, um die 

Mindestinvestitionssumme zu senken und die  
Zuschusshöhe der Investitionssummen zu er- 
höhen. Der erste Schritt ist mit der Senkung der 
Mindestinvestitionssumme gemacht. Den zwei-
ten Schritt, die Zuschusshöhe bei Investitions
summen zwischen 500 und 1000 Euro künftig 
auf 20 Prozent zu erhöhen, wird die KfW zeitnah  
veranlassen.

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hat die Konditionen des Programms „Kriminalprävention  
durch Einbruchsicherung“ verbessert und die Mindestinvestitionssumme von 2000 auf 500 Euro  
herabgesetzt. 

Ausreisepflicht soll besser durchgesetzt werden

Bessere Konditionen beim Einbruchschutz

Quelle: Bundeskriminalamt (PKS 2015)
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Immer häufiger ist leider festzustellen, dass die Debattenkultur im Netz aggressiv, verletzend und nicht selten  
hasserfüllt ist. Gezielte Falschmeldungen, Propaganda und immens zunehmende Hassrede, die nicht effektiv  
bekämpft und verfolgt werden können, bergen eine große Gefahr für das friedliche Zusammenleben und für die 
freie, offene und demokratische Gesellschaft.

Den Hassbotschaften 
mit klaren Regeln entgegentreten
.................................................................     ................................. .....     .............................................................................................................................................................................................................................................................................

Das Internet ist jedoch kein rechtsfreier Raum, 
in dem rassistische Hetze oder sonstige straf-
bare Äußerungen verbreitet werden dürfen. Die  
Meinungsfreiheit hat in unserer Demokratie eine 
riesige Bedeutung. Auch abstoßende und hässliche 
Äußerungen, sogar Lügen können von der Mei-
nungsfreiheit gedeckt sein. Allerdings: Die Mei-
nungsfreiheit endet, wo das Strafrecht beginnt. 

Unlängst hat die SPD-Bundestagsfraktion ein Posi-
tionspapier beschlossen mit dem Titel „Fake News 
und Co.: Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwer-
ken verbessern“ und konkrete Maßnahmen vorge-
schlagen. Dabei geht es den SPD-Abgeordneten 
nicht um die Schaffung neuer Straftatbestände 
und schon gar nicht um eine Einschränkung der 
Meinungsfreiheit, sondern um die Durchsetzung 
geltenden Rechts in den sozialen Medien. Die Un-
ternehmen sind bereits dazu verpflichtet, rechts-
widrige Inhalte unverzüglich aus dem Netz zu ent-
fernen, sobald sie Kenntnis davon haben.

Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) hat jetzt 
einen Gesetzentwurf zur Verbesserung der Rechts-
durchsetzung in sozialen Netzwerken vorgelegt, 
der etliche der Fraktionsforderungen aufgreift. Die 
Gesetzesvorlage zielt darauf, Hasskriminalität und 
strafbare Falschnachrichten auf den Plattformen 
sozialer Netzwerke wirksamer zu bekämpfen. Die 
Regelungen beziehen sich auf Inhalte, die den ob-

jektiven Tatbestand einer der 
im Gesetzentwurf genannten  
Strafvorschriften erfüllen. Da- 
zu zählen zum Beispiel Belei- 
digung, üble Nachrede, Ver
leumdung, öffentliche Auffor- 
derung zu Straftaten, Volks-
verhetzung und Bedrohung.

Wirksames Beschwerdeverfahren
Der Gesetzentwurf setzt verbindliche Standards 
für ein wirksames und transparentes Beschwer-
demanagement. Die Betreiber sozialer Netzwerke 
werden verpflichtet, 
•	� den Nutzern ein leicht erkennbares, unmittelbar 

erreichbares und ständig verfügbares Verfahren 
zur Übermittlung von Beschwerden über straf-
bare Inhalte anzubieten,

•	� Nutzerbeschwerden unverzüglich zur Kenntnis 
zu nehmen und auf strafrechtliche Relevanz zu 
prüfen,

•	� offensichtlich strafbare Inhalte innerhalb von 
24 Stunden nach Eingang der Beschwerde zu lö-
schen oder zu sperren,

•	� jeden strafbaren Inhalt innerhalb von sieben 
Tagen nach Eingang der Beschwerde zu löschen 
oder zu sperren und

•	� den Nutzer über jede Entscheidung bezüglich 
seiner Beschwerde zu informieren.

Berichtspflicht
Die Betreiber sozialer Netzwerke werden verpflich-
tet, vierteljährlich über den Umgang mit Beschwer-
den über strafrechtlich relevante Inhalte zu berich-
ten. Die Berichte müssen für jedermann zugänglich 
im Internet veröffentlicht werden.

Bußgelder
Betreiber sozialer Netzwerke, die ein wirksames 
Beschwerdemanagement gar nicht oder nicht rich-
tig einrichten – insbesondere, weil sie strafbare In-
halte nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
löschen – begehen eine Ordnungswidrigkeit. Die-
se kann mit einer Geldbuße von bis zu 5 Millionen 
Euro gegen eine für das Beschwerdeverfahren ver-
antwortliche Person geahndet werden. Gegen das 
Unternehmen selbst kann die Geldbuße bis zu 50 
Millionen Euro betragen.

Zustellungsbevollmächtigter
Soziale Netzwerke werden zur besseren Rechts-
durchsetzung – unabhängig von ihrem Sitz – ver-
pflichtet, für Zustellungen in Bußgeldverfahren 
und in zivilgerichtlichen Verfahren einen verant-
wortlichen Ansprechpartner in Deutschland zu 
benennen.

SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann lobt den 
Gesetzentwurf: „Heiko Maas setzt mit seinem 
Vorschlag für bußgeldbewährte Compliance- 
Regeln genau die richtigen Maßstäbe. Er tritt der 
Verbreitung von Hassbotschaften und strafbaren 
Falschnachrichten in sozialen Netzwerken mit  
klaren Regeln entgegen und nimmt Unternehmen 
wie Facebook stärker in die Pflicht.“
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Automatisiertes Fahren: Wer haftet?
......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Dazu hat der Bundestag am 30. März mit der  
Novelle des Straßenverkehrsgesetzes das welt-
weit erste Gesetz zum automatisierten Fahren 
verabschiedet. Denn beim automatisierten Fahren 
geht es um mehr als nur um Technik. Es geht um 
viele rechtliche Fragen:

Wer hat eigentlich Schuld, wenn das Auto in 
einem Parkhaus selbst einparkt und es kracht? 
Gibt die Fahrerin oder der Fahrer die Haftung 
an die Hersteller ab, wenn sie oder er auf der  
Autobahn der Technik die Steuerung des Wagens 
überlässt? In den USA gab es im letzten Sommer 
einen tödlichen Unfall mit einem Tesla-Sport-
wagen mit Autopilot-System, weil die Kameras 
des Wagens dabei versagten, die weiße Flanke 
des LKWs vom hellen Himmel zu unterscheiden. 
Aus diesem Grund soll der Wagen nicht automa-
tisch gebremst haben. Wen trifft denn in einem 
solchen Fall die Schuld – Mensch oder Maschine? 

Bei fehlerhafter Technik haftet der Hersteller
Die Novelle des Straßenverkehrsgesetzes regelt 
das Zusammenwirken zwischen dem automati-
siert fahrenden Auto und dem Fahrer: Der Ein-
satz solcher Assistenzsysteme ist zunächst auf 
Autobahnen vorstellbar. Der Fahrer darf sich vom 
Straßenverkehr abwenden und dem System die 
Steuerung übergeben. Aber er muss dabei in der 
Lage sein, wahrzunehmen, wenn das System  
meldet, dass er selbst die Steuerung wieder  
übernehmen muss. Das System muss dies dem 
Fahrer mit der notwendigen Zeitreserve anzeigen, 
damit er rechtzeitig in die Steuerung eingreifen 
kann. Das bedeutet, wenn die Technik fehlerhaft 
ist, haftet der Hersteller. Trotzdem bleibt der  
Fahrer während des Fahrens rechtlich gesehen  
der Fahrzeugführende, denn er wird durch die 
Technik nicht ersetzt. Das erfolgt erst beim auto-
nomen Fahren, bei dem die Personen im Fahrzeug 
nur als Passagiere unterwegs sind.

Daten aus der Blackbox helfen bei Unfällen
Damit bei einem Unfall Schuldfragen geklärt wer-
den können, zeichnet eine Art Blackbox Orts- und 
Zeitangaben sowie die Information auf, ob es eine 
Aufforderung zur Übernahme der Steuerung vom 
System an den Fahrer gegeben hat. Ebenso wird 
festgehalten, ob zur Zeit des Unfalls das System 
oder der Mensch gefahren ist. Diese Daten werden 
für sechs Monate gespeichert.

Das Gesetz definiert auch, was hoch- und vollauto-
matisiertes Fahren ist und es legt Mindestanforde-
rungen an die Technik fest. Die Hersteller müssen 
erklären, ob ihre Assistenzsysteme den rechtlichen 
Vorgaben entsprechen, und sie müssen auf einen 
Fehlgebrauch während der Fahrt hinweisen.

SPD-Fraktion hat Gesetz umfangreich verbessert
Der SPD-Bundestagsfraktion ist es in der parla-
mentarischen Beratung gelungen, den ursprüng-
lichen Gesetzentwurf entscheidend zu verbes-
sern. Und zwar im Sinne der Verbraucherinnen 
und Verbraucher. Das betrifft vor allem den Daten- 
schutz: So wird jetzt eine Verordnung zur Spei-
cherung und Datensicherheit unter Beteiligung 
der Bundesdatenschutzbeauftragten geschaffen. 
Außerdem haben die sozialdemokratischen Abge-
ordneten klarere Haftungsregeln bei Unfällen und 
damit mehr Verbraucherschutz erreicht.

Außerdem hat der Bundestag am 30. März mit dem Carsharinggesetz einen weiteren Schritt hin  
zu nachhaltiger Mobilität beschlossen. Damit schafft der Bund rechtliche Grundlagen für die  
Länder, damit Städte und Gemeinden Parkplätze für Carsharing-Anbieter im öffentlichen Raum 
rechtssicher ausweisen können. Denn immer mehr Menschen, vor allem in großen Städten,  
gehen verstärkt dazu über, kein eigenes Auto zu haben, sondern bei Bedarf Leih-Angebote zu 
nutzen. Der Bund selbst kann Parkflächen an den Bundesstraßen zur Verfügung stellen. 

Mehr Informationen dazu gibt es hier: spdfraktion.de/themen/verkehr

Automatisiertes Fahren ist einer der großen technischen Entwicklungstrends in der Automobilindustrie.  
Dabei mischen die deutschen Autobauer vorne mit, und das soll auch so bleiben. Denn die Assistenzsysteme  
sorgen für mehr Sicherheit und mehr Komfort beim Fahren. 



	 Der Bundestag hat am 30. März das Verpa-
ckungsgesetz verabschiedet. Es sieht deutlich 
höhere Recyclingquoten für Verpackungen vor.
Die Dualen Systeme sollen schrittweise die 
Quoten anheben: Ziel ist es, 90 Prozent der Ver-
packungsabfälle aus Glas, Papier, Pappe und 
Karton zu recyceln und mehr als 60 Prozent der 
Kunststoffabfälle. Erstmals gibt es eine eigene 
Recyclingquote für Getränkekartonverpackungen 
von 80 Prozent. Außerdem erleichtert das Ge-
setz die Einführung von Wertstofftonnen für eine  
gemeinsame Sammlung von Verpackungsab
fällen und weiteren Abfällen aus Kunststoffen und  
Metallen wie alte Kochtöpfe oder Zahnbürsten.

	 Die Dualen Systeme müssen finanzielle Anreize 
geben, damit die Hersteller bereits bei der Gestal-
tung ihrer Verpackungen deren Lebensweg und 
die Entsorgung berücksichtigen. Das bedeutet, es 
rechnet sich auch für die Hersteller, Material und 
Masse bei der Herstellung einzusparen und Recy-
clingmaterial einzusetzen.
	 Mit dem Verpackungsgesetz erhalten die Kom-
munen mehr Einfluss- und Steuerungsmöglichkei
ten bei der Verpackungsentsorgung, als sie bisher 
hatten. Die SPD-Fraktion hat im parlamentari
schen Verfahren erreicht, dass diese Rechte tat-
sächlich durchgesetzt und nicht von den Dualen  
Systemen sofort angefochten werden können. 
	 Des Weiteren schreibt das Gesetz vor, dass 
Einweg- und Mehrwegflaschen durch eine Regal-
kennzeichnung im Handel besser unterschieden 
werden können. Darüber hinaus haben sich die 
Koalitionsfraktionen auf die Wiederaufnahme 
einer ambitionierten Mehrwegquote für Ge-
tränkeverpackungen verständigt. 
	 Das Verpackungsgesetz ist ein wichtiger Schritt, 
um die Kreislaufwirtschaft im Interesse von  
Ressourceneffizienz, Klima- und Umweltschutz 
weiterzuentwickeln.
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Güterzüge müssen leiser fahren
.....................................      .........................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

	 Der Bundestag hat am 30. März das Schienenlärmschutzgesetz einstimmig beschlossen. Die Koalitions
fraktionen hatten dazu einen umfangreichen Änderungsantrag vorgelegt. 

	 Der Verkehr von Waren wächst in Deutschland 
enorm an. Es ist gut, wenn davon mehr auf der 
Schiene rollt, sowohl aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit als auch wegen des Umweltschutzes. 
Allerdings gibt es auch hier negative Begleiter
scheinungen: Lärm von Güterzügen ist für An
wohnerinnen und Anwohner in der Nähe von 
Bahnstreckern schwer zu ertragen. Häufig wer-
den Lärmschutzwerte überschritten. Technisch 
gesehen gibt es aber Möglichkeiten, um den 
Lärmpegel erheblich zu senken. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion setzt sich seit vielen Jahren für mehr 
Lärmschutz im Eisenbahnverkehr ein.
	 Das geänderte Schienenlärmschutzgesetz ver-
bietet mit Beginn des Netzfahrplans 2020/2021  
 

am 13. Dezember 2020 den Einsatz lauter Güter- 
wagen mit den lärmintensiven Graugussbrem-
sen auf dem deutschen Schienennetz. Generell  
können zu diesem Zeitpunkt nur noch Güter
wagen mit leisen Bremsen fahren.
	 Güterwagen, die zu diesem Zeitpunkt nicht  
komplett umgerüstet sind, dürfen dann nur als 
Gelegenheitsverkehre (kurzfristig bei DB-Netz 
angemeldete Verkehre) fahren und nur so schnell, 
dass sie nicht lauter sind, als Wagen mit den  
neuen Flüsterbremsen.
	 Mit dem Schienenlärmschutzgesetz wird ein  
weiteres Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag  
zur Halbierung des Schienenlärms umgesetzt.  
Für die SPD-Fraktion war die Regelung überfällig. 

	 Seit den 1990er-Jahren wird in deutschen Haushalten der Verpackungsmüll separat gesammelt und in der  
gelben Tonne der Dualen Systeme entsorgt. Allein 2013 machten die Verpackungen in Deutschland mehr als  
17 Millionen Tonnen aus. Drei Millionen Tonnen davon waren Kunststoffverpackungen.

Verpackungen einsparen 
und mehr Abfall recyceln
...............................................................................................     ................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Müllverwertung für Kunststoff in Mio. Tonnen

Daten: Umweltbundesamt

recycling 2,37
1,23

2,03 müllverbrennungs-
anlage

ersatzbrennstoff
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Endlagersuche für Atommüll 
kann beginnen
...................................... .......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Die Suche nach einem Endlagerstandort in 
Deutschland kann nun beginnen. Der Bundestag 
hat am 23. März eine Novellierung des Standort
auswahlgesetzes beschlossen. Die SPD-Fraktion 
hat erreicht, dass die Bürgerbeteiligung bei der 
Standortsuche nochmals gestärkt wurde. Das 
Gesetz ist die Grundlage für ein faires und trans-
parentes Suchverfahren. Rechtsschutz, Bürger-
beteiligung und ein lernendes Verfahren sind die 
wesentlichen Voraussetzungen dafür. 

Wie kam es zum Neustart der Endlagersuche?
Jahrzehntelang wurde in Deutschland nur ein 
Standort auf seine Tauglichkeit als Endlager unter- 
sucht: Gorleben. Ein Bundestagsuntersuchungs-
ausschuss belegte in der letzten Wahlperiode, 
dass es keine wissenschaftlichen Gründe gab,  
diesen Standort zu erkunden. Die Entscheidung 
für Gorleben war rein politisch motiviert.
Der Untersuchungsausschuss zu Gorleben mün-
dete in ein fraktionsübergreifendes Standortaus-
wahlgesetz. Damit startete die Endlagersuche 
neu und ergebnisoffen. Ziel ist es, bis zum Jahr 
2031 einen Standort auszuwählen. Im Jahr 2016 
legte die Endlagerkommission ihren Abschluss
bericht vor. Sie erarbeitete Empfehlungen zum 
Auswahlverfahren unter öffentlicher Beteiligung 
und wissenschaftliche Entscheidungsgrundlagen. 
Der Bundestag setzt die Empfehlungen der End
lagerkommission mit der Novelle um.

Wo soll nach einem Endlager gesucht werden?
Es gilt das Prinzip der weißen Landkarte. Keine  
Region wird bevorzugt und keine wird ausge-
schlossen – auch Gorleben nicht.

Wer soll die Suche durchführen?
Dafür sind zwei Institutionen gegründet worden: 
Die staatlichen Aufgaben der Aufsicht und Ge-
nehmigung im Bereich der Atommüllentsorgung 
(Transporte, Zwischenlagerung, Endlagerung)  
und der Regulierung im Standortauswahlver
fahren werden im Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit (BfE) gebündelt. Zudem 
wird eine bundeseigene Gesellschaft für kern-
technische Entsorgung (BGE) als Vorhabenträge-
rin im Bereich der Endlagersuche fungieren und 
damit Aufgaben des Bundesamtes für Strahlen-
schutz übernehmen.

Welche Kriterien spielen eine Rolle? 
Oberste Prämisse für ein Endlager ist die best-
mögliche Sicherheit. Demnach soll das Lager  
untertage sein. Als Gesteinsformationen kommen 
Tongestein, Salzgesteine und Kristallingesteine 
wie Granit in Frage. Ausgeschlossen werden  
Gebiete, in denen es beispielsweise Erdbeben- 
gefahr oder Einflüsse aus gegenwärtiger oder  
früherer bergbaulicher Tätigkeit gibt. Für die 
Suche geeignete Gebiete müssen zudem geolo
gische Mindestanforderungen aufweisen. Dabei  
geht es etwa um die Gebirgsdurchlässigkeit. 
Ebenso bestehen Vorgaben zu Sicherheitsan
forderungen und Sicherheitsuntersuchungen.  
Um mögliche Stand-
orte für ein Endlager 
frühzeitig zu sichern, 
wird eine Standort
sicherung eingeführt. 
Diese umfasst den 
Schutz von Gebieten 
vor Bergbauschäden. 
So soll verhindert 
werden, dass die Orte 
beeinträchtigt wer-
den. Zudem soll der 
Atommüll für 500 
Jahre rückholbar sein.

Wie soll die Suche ablaufen?
Die Suche erfolgt in drei Phasen. Dabei werden die 
Gebiete, in denen gesucht wird, anhand der Aus-
schlusskriterien, der Mindestanforderungen sowie 
der Abwägungskriterien immer mehr eingeengt. 
In allen Phasen wird die Öffentlichkeit beteiligt, 
und es finden Sicherheitsuntersuchungen statt. 
Die BGE unterbreitet am Ende jeder Phase Vor-
schläge inklusive der Erkundungsprogramme. Am 
Ende jeder Phase steht ein Bundesgesetz, und es 
entscheidet das Parlament. Nach der zweiten und 
dritten Phase kann jeweils gegen die Entschei-
dungen vor dem Bundesverwaltungsgericht ge-
klagt werden. 

Wie soll die Öffentlichkeit beteiligt werden?
Zur umfassenden Information der Öffentlichkeit  
errichtet das BfE eine Internetplattform. Die  
Öffentlichkeit wird frühzeitig und während des 
gesamten Suchprozesses beteiligt.

Spätestens Ende 2022 werden in Deutschland die letzten drei Atomkraftwerke abgeschaltet. Doch damit ist 
es nicht getan: Schon der Rückbau der Meiler dauert viele Jahre, und dann wäre da noch der hochradioaktive 
Atommüll. Nirgendwo auf der Erde existiert heute dafür ein genehmigtes Endlager. 
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60 Jahre Europäische Union
............     .............................................. ...............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Die Europäische Union hat in den vergangenen sechs Jahrzehnten nicht nur Erfolge, wie die Erweiterung um die 
mittel- und osteuropäischen Staaten sowie die Einführung des Euro, erlebt, sondern auch manche Krisen und  
Rückschläge.

Am 25. März erklärten die 27 Staats- und Regie
rungschefs anlässlich des 60. Jahrestages der  
Unterzeichnung der Römischen Verträge auf dem 
Gipfeltreffen in Rom, dass sie die EU durch noch  
mehr Einheit und Solidarität untereinander und 
die Achtung gemeinsamer Regeln stärker und 
widerstandsfähiger machen wollen. Es gilt den 
Zusammenhalt zu festigen, um die zahlreichen  
Bewährungsproben am Ende erfolgreich zu be
stehen.

Die von der EU-Kommission wenige Tage zuvor in 
ihrem Weißbuch vorgestellten fünf Zukunftsszena
rien sind hierzu ein wichtiger Debattenbeitrag. 
Diese Diskussion um die Zukunft muss von allen 
aufgegriffen werden.

Alleingänge führen nicht zum Erfolg
Im Zeitalter der Globalisierung bieten nationale Alleingänge keine erfolgsversprechende Aussicht.  
Einzeln werden die Staaten, ob groß oder klein, durch die globale Dynamik an den Rand gedrängt.  
Nur durch den Zusammenhalt besteht die beste Chance, auf diese Dynamik Einfluss zu nehmen, sie zu 
gestalten und die gemeinsamen Interessen und Werte zu verteidigen.

Die Entwicklung der EU unterliegt einem dynamischen Prozess. Zur Realität gehört jedoch, dass das Euro-
pa der verschiedenen Geschwindigkeiten längst Einzug gehalten hat. Dahinter verbirgt sich eine pragma-
tische Lösung. Diese erleichtert es einerseits, sich an den Zielen wie Wohlstand, Freiheit und Sicherheit 
festzuhalten. Andererseits ermöglicht dies einzelnen Staaten, in bestimmten Bereichen kleinere bezie-
hungsweise langsamere Integrationsschritte zu gehen. Das Ziel muss aber stets lauten, dass alle Staaten  
die Möglichkeit haben, die noch offen stehenden Integrationsschritte mitzugehen. Es kommt hierbei  
weniger auf das Tempo, sondern vielmehr auf die gemeinsame Richtung an. Sowohl die Gemeinschafts
institutionen als auch das EU-Recht müssen dabei feste Bestandteile einer Mitgliedschaft sein.

Populisten und Nationalisten haben die falschen Rezepte
Bei aller teilweise auch berechtigten Kritik ist und bleibt die EU eine Erfolgsgeschichte. Sie ist einzigartig. 
Im Augenblick scheint die EU in einem fragilen Zustand zu verharren. Die Handlungsfähigkeit ist teilweise 
durch nationale Egoismen nur bedingt einsatzbereit. Hinzu kommt, dass Populisten und Nationalisten 
in einzelnen Mitgliedstaaten das Ende der Gemeinschaft herbeiführen wollen. Sie argumentieren und 
hantieren mit falschen Rezepten und führen dadurch die jeweiligen Bevölkerungen in die Vergangenheit. 

Europäische Union ist Antwort auf Globalisierung
Nur durch gemeinsames Handeln im Rahmen der EU werden die Staaten ihre Souveränität künftig 
aufrechterhalten können. Die Europäische Union ist deshalb auch die Antwort auf die Globalisierung.  
Es gilt die Interessen gemeinsam zu verteidigen. Vor diesem Hintergrund scheint der Ausgang des  
Referendums über einen EU-Austritt Großbritanniens unverständlich. Gleichwohl ist das Brexit-Votum 
eine demokratische Entscheidung, die es zu respektieren gilt. Bei den nun beginnenden Verhandlungen 
wird es auch darum gehen, die Einheit der EU-27 zusammenzuhalten und sich nicht aus kurzfristigem 
Interessenskalkül auseinanderdividieren zu lassen. 

Für ein starkes und besseres Europa
In Europa zu investieren heißt, in die eigene Zukunft zu investieren. Es geht um ein besseres und stärkeres 
Europa. Ein Europa, das vor allem junge Menschen im Blick hat. Sie gilt es, für die europäische Idee der  

Belgien, die Bundes­
republik Deutschland, 

Frankreich, Italien, 
Luxemburg und die 
Niederlande unter­

zeichneten am 25. März 
1957 im italienischen 

Senatorenpalast – dem 
Kapitol – in Rom die 
danach benannten 

Römischen Verträge. 
Diese gelten als 

„Geburtsurkunde“ der 
Europäischen Union.
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Zivile Friedenskräfte  
rechtlich besser abgesichert
....................................................................................... ......................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Integration von Staaten, der gemeinsamen Werte, vom Einlösen des Wohlstandsversprechens, aber 
auch für das (Binnen-)Europa ohne Grenzen zu gewinnen.

In das Zusammengehörigkeitsgefühl investieren
Diesen wichtigen Gedanken nimmt beispielsweise der von den Koalitionsfraktionen von SPD und  
CDU/CSU eingebrachte Antrag zur Weiterentwicklung des erfolgreichen europäischen Bildungs
programms ERASMUS+ auf. Das Bildungsprogramm leistet seit vielen Jahren einen wichtigen Beitrag,  
um das europäische Zusammengehörigkeitsgefühl bei jungen Menschen zu stärken. Es ist eine sinn- 
volle und zugleich wichtige Investition in die gemeinsame Zukunft.

Seit vielen Jahren leisten zivile Expertinnen und 
Experten aus Deutschland weltweit einen wich-
tigen Beitrag zur zivilen Krisenprävention und 
Konfliktregelung. Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat sich seit langem dafür eingesetzt, dass die 
von Deutschland entsandten Friedensfachkräf-
te endlich eine bessere gesetzliche Absicherung  
erhalten. Das ist jetzt gelungen.

Mit dem nun beschlossenen, sogenannten Sekun- 
dierungsgesetz erhalten die im Rahmen von  
Missionen entsandten Fachkräfte eine deutlich 
bessere rechtliche und sozialversicherungsrecht-
liche Absicherung durch entsprechende Arbeits-
verträge, die künftig mit dem Zentrum für Inter-
nationale Friedenseinsätze (ZIF) abgeschlossen 
werden sollen. Damit stärken wir zugleich das  
von Bundestag und Bundesregierung 2002 ge-
gründete ZIF als Entsendeorganisation sowie den 
deutschen Beitrag zu internationalen Friedens
einsätzen. 

Weder innerstaatliche Konflikte noch Konflikte 
zwischen Staaten können durch militärische Inter-
ventionen gelöst werden. Letztere können zwar 
einen Waffenstillstand erzwingen, der Konflikt 
selbst aber muss durch Verhandlungen und Ver-
einbarungen gelöst werden. Deshalb hat die zivile 
Krisenprävention und Konfliktbearbeitung für die 
Förderung von Frieden und Sicherheit weltweit 
eine besonders hohe Bedeutung. Mit der Neu-
regelung des Sekundierungsgesetzes leisten wir 
einen wichtigen Beitrag dazu, Deutschlands zivile 
Fähigkeiten zur Krisenprävention und Konflikt
beilegung zu verbessern. 

Es reicht eben nicht aus, den zivilen Expertinnen 
und Experten nur in Sonntagsreden Respekt und 
Anerkennung zu zollen. Mit der Verabschiedung 
des neuen Gesetzes haben unsere Friedens-
fachkräfte endlich einen gesetzlich verankerten  
Anspruch darauf, dass sie während ihres Einsatzes 
finanziell und sozial abgesichert sind.

Auch am 2. April 2017 
demonstrierten wieder 
viele tausend Menschen 
unter dem Motto „Pulse 
of Europe“ auf dem Ber­
liner Gendarmenmarkt 
für ein geeintes Europa. 
Jeden Sonntag treffen 
sich europaweit Men-
schen, darunter vor 
allem viele Junge Leute, 
die für die Werte der 
Europäischen Union ein­
stehen und ein starkes 
Europa für ihre Zukunft 
wollen.
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Die DIN A5-Broschüre widmet sich auf 112 Seiten dem 23. März 1933. Damals stimmten die 94  
SPD-Reichstagsabgeordneten gegen das Ermächtigungsgesetz der Nationalsozialisten. Und der SPD- 
Fraktionsvorsitzende Otto Wels hielt seine mutige Rede. Die Broschüre enthält Reden, Vorträge und 
Aufsätze, die an Wels Rede und das Nein der sozialdemokratischen Abgeordneten erinnern.

Frische Nachrichten veröffentlicht die SPD-Bundestagsfraktion im Internet auf spdfraktion.de.  
Dort gibt es Artikel zu unseren Gesetzesvorhaben, Positionen, Veranstaltungen und vieles mehr.  
Außerdem findet man dort Informationen zu den 193 SPD-Bundestagsabgeordneten, Pressemit
teilungen, Statements, Interviews und Videos. Darüber hinaus können Interessierte unseren News- 
letter, Informationen über Veranstaltungen, „fraktion intern“ und Pressemitteilungen online abon
nieren. 

Neue Meldungen gibt es von der Fraktion auch auf twitter und facebook. Dort könnt ihr auch mit uns 
diskutieren. Am besten ihr abonniert unsere Kanäle, dann seid ihr immer auf dem Laufenden.

Veröffentlichung
Otto Wels – Mut und Verpflichtung

Immer aktuell: spdfraktion.de, facebook und twitter


